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Vorbemerkung 

Die vorliegende Untersuchung ist aus einem im Zentralinstitut für Raum-
planung an der Universität Münster bis April 1985 durchgeführten For-
schungsprojekt hervorgegangen; die Deutsche Forschungsgemeinschaft hat 
die Bearbeitung durch Gewährung einer Sachbeihilfe unterstützt. 

Die Arbeit ist im Herbst 1985 von der Rechtswissenschaftlichen Fakultät 
der Westfälischen Wilhelms-Universität zu Münster als Habilitationsschrift 
angenommen worden. Sie wurde unter dem Titel "Raumbedeutsames 
Umweltrecht" als Band 102 der Beiträge zum Siedlungs- und Wohnungs-
wesen und zur Raumplanung veröffentlicht und ist inzwischen vergriffen. 

Im Sommer 1987 ist die Schrift mit dem Wissenschaftspreis des Deutschen 
Beamtenbundes ausgezeichnet worden. 

Zum Zwecke ihrer Aufnahme in die "Schriften zum Umweltrecht" wurde 
die Untersuchung überarbeitet und aktualisiert - allerdings nur dem 
Grundsätzlichen nach. Denn der systematisierende Ansatz der Arbeit und 
die sich hieraus erschließenden Problemlagen bleiben von der jüngeren Dis-
kussion umweltrechtlicher Einzelfragen in Rechtsprechung und Literatur-
weitgehend- unberührt. Entsprechendes gilt für Gesetzesänderungen bzw. 
-novellierungen jüngeren Datums: Das ab 1. 11. 1986 geltende Abfallgesetz 
des Bundes1 sieht wie das bisherige Abfallbeseitigungsgesetz zwei die 
rechtsnormative Struktur kennzeichnende Instrumente vor. Nach§ 6 AbfG 
haben die Länder überörtliche Abfallentsorgungspläne (bisher: Abfallbesei-
tigungspläne) aufzustellen; § 7 AbfG fordert für einzelne Abfallentsor-
gungsanlagen grundsätzlich eine Planfeststellung2. Die vom 1. 1. 1987 an 
geltende Neufassung des Wasserhaushaltsgesetzes 3 enthält ebenfalls keine 
Modifizierungen in Aufbau oder instrumenteller Ausstattung gegenüber der 
früheren Rechtslage4. 

Für die zentrale Neukodifikation in dem hier interessierenden Rechts-
kreis, den Erlaß des Baugesetzbuchs5, gilt nichts abweichendes, weil das 
Instrumentarium der Bauleitplanung, wie es im Bundesbaugesetz vorgese-
hen war, dem Grunde nach beibehalten worden ist und die Regelung des 

1 V. 27. 8. 1986, BGBL I, S. 1410. 
2 Dazu Book, Bodenschutz, S . 143ff. 
3 BGBl. I, S . 1529. 
4 Vgl. etwa Thurn, Schutz natürlicher Gewässerfunktionen, S. 89f. 
5 Bekanntmachung v. 8. 12. 1986, BGBL I, S. 2253. 
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Baugenehmigungsverfahrens weiterhin den Landesbauordnungen vorbe-
halten bleibt. Auch die Integration des Städtebauförderungsrechts in das 
Baugesetzbuch zieht für die rechtssystematische Analyse, auf die sich die 
Untersuchung allein richtet, keine Konsequenzen nach sich6. Angesichts 
dessen wurde auf eine Anpassung an das neue, Gegenstand und Gang der 
Bearbeitung indes nicht berührende Recht verzichtet. 

6 Zum neuen Baugesetzbuch etwa Bietenberg I Krautzberger I Söfker, DVBl. 1986, 
377; Stich, UPR 1986, 205; Das neue Baugesetzbuch, Zur Sache. Themen parlamenta-
rischer Beratung, 4186. 
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Einleitung 

Daß die Bedeutung des Umweltrechts gewachsen ist und dieser Prozeß 
sich fortsetzt, kann als ebenso unbestritten angesehen werden wie das 
besondere Gewicht öffentlich-rechtlichen Umweltrechtsl im Kanon dieser 
Normen. Hier wiederum ist es das raumbedeutsame (öffentliche) Umwelt-
recht, dem in der allgemeinen Diskussion, aber auch in der Verwaltungs-
und Gerichtspraxis ein besonderer Stellenwert eingeräumt wird. Als aus-
schlaggebend dürfte dafür die naturwissenschaftliche und umweltpolitische 
Einsicht gelten, daß repressive Einzelmaßnahmen der Gefahrenabwehr 
ungeeignet sind, die Probleme des Umweltschutzes auf Dauer allein zu 
bewältigen. Wirkungszusammenhänge des Naturkreislaufs, großflächige2, 

zudem mehrere Umweltgüter treffende Schadstofftransporte fordern vor-
sorgendes und planendes staatliches Handeln, das auf solche synergistische 
Belastungskumulationen vorausschauend reagiert3. Das raumbedeutsame 
Umweltrecht verfügt über Instrumente der Umwelt(vor)sorge in diesem 
Sinne, etwa in Form von Schutzgebietsausweisungen nach dem Wasserrecht 
und dem Wald- und Forstrecht, darüber hinaus in vielfältigen Ausprägun-
gen der Planung, wie beispielsweise der Luftreinhalte-, Landschafts- und 
der wasserwirtschaftliehen Planung. 

Dem kann nicht nur die zentrale Bedeutung des raumbedeutsamen 
Umweltrechts entnommen werden, sondern auch, daß die umweltrechtliche 
Hauptproblematik nicht in einem allgemeinen Normierungsdefizit liegt. 
Zur Verfügung steht vielmehr eine Vielzahl gesetzlicher und untergesetz-
licher Regelungen , deren weitgefächertes Instrumentarium nach mehr als 
zwölfjähriger Erprobung in eine erste Phase der Konsolidierung eingetreten 
ist. 

Die aktuell interessierende Frage ist daher die nach der Bewährung des 
Umweltrechts, und zwar vornehmlich aus drei Blickrichtungen: 

1 Nachfolgend: öffentliches Umweltrecht. 
2 Zu grenzüberschreitenden Umweltbelastungen als Rechtsproblem Kloepfer, 

DVBl. 1984, 245. 
3 Vgl. bereits Bachof, VVDStRL 30 (1972), S. 193, 201ff.; Brohm, VVDStRL 30 

(1972), S. 245, 253 ff.; auch Hofmann, UPR 1984, 73, 73; eingehend Bender, NJW 1978, 
1945; aus dem politischen Raum hierzu instruktiv Beschluß des Länderausschusses 
für Immissionsschutz zur Berücksichtigung von Fernwirkungen durch Luftverunrei-
nigungen aus immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftigen Anlagen vom 25./ 
26. 4. 1983, NVwZ 1983, 601, 602; eingehend Hoppe, VVDStRL 38 (1980), S. 211. 
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Verwaltungswissenschaftlich geht es um die Implementation umwelt-
rechtlicher Vorschriften in der Verwaltungspraxis4 • 

Aus naturwissenschaftlicher Sicht ist von Interesse, in welchem Umfang 
sich das Recht als geeignetes Transportmittel für ökologische Erkenntnisse 
erwiesen hat. 

Rechtswissenschaftlich steht die Frage im Vordergrund, ob sich das 
Umweltrecht zu einem eigenständigen Rechtsgebiet entwickelt und als sol-
ches bewährt hat, nämlich ob sich gemeinsame rechtliche Grundlinien her-
ausgebildet haben, die die rechtssatzförmigen Einzelausprägungen des 
Umweltrechts einerseits miteinander verbinden, andererseits eine systema-
tisierende Gliederung des Rechtsgebiets im Sinne klarer Aufgaben- und 
Anwendungsverteilung ermöglichen, oder ob Atomisierungs- bzw. Überlap-
pungserscheinungen das Verhältnis der Umweltgesetze zueinander prägen5• 

Stichwortartig geht es folglich aus dem hier interessierenden Blickwinkel 
um Systematisierung, Harmonisierung und Weiterentwicklung des Umwelt-
rechts. 

Der Versuch einer solchen Durchdringung und Ordnung des Rechtsge-
biets stößt auf Problemstellungen, deren Komplexität darauf beruht, daß 
der ordnungsrechtliche und originär rechtsstaatlich-liberale Gehalt um-
weltrechtlicher Agendens mehr und mehr zurücktritt zugunsten vorsorgen-
der, verteilender, folglich dem Sozialstaatsprinzip stärker verpflichteter 
Aufgabenerfüllung7• Dies zeitigt die bereits angesprochenen instrumentel-
len Konsequenzen. In den Blickpunkt gerät neben eingriffsorientierten 
Handlungsmitteln das breite Feld des lenkenden, verteilenden, leistenden, 
insbesondere aber planenden Instrumentariums. 

Sozialstaatliches Handeln bedingt überdies einen Abbau an Distanz zwi-
schen Staat und Bürger. Nicht mehr- nur- der Einzelkontakt kennzeichnet 
dieses Verhältnis, sondern längerfristige Zusammenarbeit bzw. vielfältige 
Begegnungsvorgänge zwischen staatlichen Stellen und Individuen bzw. 

4 Vgl. etwa Mayntz, Vollzugsprobleme; Winter, Vollzugsdefizit, insbes. S. 44; Kess-
ler, DOV 1984, 285, 287ff. 

s Im Vergleich zum schweizerischen Entwurf eines Umweltschutzgesetzes Knebel I 
Sundermann, UPR 1983, 8, 52. 

6 Eindrucksvoll v. Lersner, der Iandkreis 1984, 63, 63: "Man liest deshalb immer 
wieder, daß der Umweltschutz eine althergebrachte Aufgabe öffentlicher Verwaltung 
sei. Dem ist nur mit Einschränkung zuzustimmen. Denn die Maßnahmen, die die Ver-
waltung einst zur Beseitigung von Abfällen und Abwasser, zur Vermeidung von Lärm 
und Gestank traf, dienten weniger der Umwelt als dem unmittelbaren Schutz des 
Menschen. Die Rückstände seiner Produktionen und seines Konsums wurden von ihm 
weggeschafft und über Kanäle, Müllfahrzeuge oder Schornsteine besser verteilt. Der 
Umweltschutz geschah passiv und gleichsam dilatorisch" ; zur polizeirechtlichen Her-
kunft des Umweltrechts auch Feldhaus I Schmitt, WiVerw 1984, 1, 8. 

7 Auch Schmidt-Aßmann, Festgabe BVerwG, S . 569, 569; zum Stand umweltschüt-
zender Maßnahmen der Bundesregierung Kohl I Zimmermann, Bulletin 2211983, 
s. 197. 
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gesellschaftlichen Gruppens. Damit werden Entscheidungen nicht mehr 
allein im administrativen oder legislativen (Binnen-)Bereich getroffen, son-
dern zunehmend in der osmotischen Wechselbeziehung zwischen Staat und 
Gesellschaft9. 

Aus rechtlicher Sicht kommt daher dem Entscheidungsverfahren in 
Funktion und Ausgestaltung, aber auch seiner ggf. rechtsschützenden Wir-
kung gesteigerte Bedeutung zu, während die traditionell rechtsstaatlich 
ausgerichtete Rechtsdogmatik den Entscheidungsvorgang zugunsten des 
verfahrensabschließenden Entscheidungsgehalts über lange Zeit weitge-
hend vernachlässigtelo. 

Anwendung und Umsetzung des Umweltrechts werden zudem durch Vor-
gaben beeinflußt, die dem außerrechtlichen Bereich entstammen. 

Hierzu zählen zunächst naturwissenschaftliche Umweltdaten über die 
Beschaffenheit und den Gefährdungszustand der Umweltmedien Luft, 
Boden und Wasser. Nur anhand solcher Vorgaben kann das Recht seinen 
Schutz- und Pflegeaufgaben zugunsten der natürlichen Lebensbedingungen 
gerecht werdenu. 

Des weiteren spielen bekanntlich technisch-naturwissenschaftliche 
Regelwerke im Umweltrecht, insbesondere im Immissionsschutz- und 
Atomrecht, eine hervorgehobene Rolle. Zu nennen sind VDI-Richtlinien, 
DIN-Normen u.a.m., die über Generalklauseln des Umweltrechts, wie 
,Stand der Technik' oder ,Stand von Wissenschaft und Technik' etc. , Ein-
gang in den Gesetzesvollzug und dessen gerichtliche Überprüfung finden 12. 

Letztlich ist nicht erst in jüngster Zeit13 Aufmerksamkeit dafür geweckt 
worden, daß dem verwaltungsrechtlichen Entscheidungsvorgang in der Pra-
xis vielfach informale Absprachen und Abmachungen zwischen Exekutive 
und Vorhabensträger vorangehen, die zu einer weitgehenden Vorprogram-
mierung des staatlichen Handeins führen, ehe auch nur der erste Schritt in 
das förmliche Verwaltungsverfahren getan ist14. 

8 Vgl. Schmidt-Aßmann, Verfahrensgedanke, S. 1, 7; Schmitt Glaeser, Entschei-
dungsverfahren, S. 35, 37ff. 

9 Hierzu bereits Forsthoff, Industriegesellschaft, S. 21ff.; Herzog, Allgemeine 
Staatslehre, S . 133ff.; Häberle, Wesensgehaltsgarantie, S . 357ff. ; W. Weber, Verfas-
sungssystem, S. 152ff.; Zippelius, Legitimation, ARSP Beiheft Nr. 15, 1981, S. 84 ff. ; 
weit. Nachw. bei Schmidt-Aßmann, Verfahrensgedanke, S. 1, 7 Fn. 25; zu rechtsethi-
schen Fragen des Raumplanungs-und Umweltschutzrechts Lendi, UPR 1984, 105. 

10 Brohm, VVDStRL 30 (1972), S . 245, 253ff. mit umfangr. Nachw. 
11 Eingehend hierzu Hoppe, VVDStRL 38 (1980), S . 211, 275; zur faktischen Bela-

stungssituation v. Usslar, NuR 1983, 289; auch Salzwedel, Umwelt Nr. 95 (1983), 3. 
12 Allgemein hierzu Bender, NJW 1978, 1945, 1946: "Man darf wohl die Feststel-

lung wagen, daß einige erregende Probleme, die mit dem Phänomen der Großtechnik 
verbunden sind, vom Recht noch nicht eingeholt worden sind." 

13 Vgl. bereits Brohm, VVDStRL 30 (1972), S. 245, 253ff. 
14 Vgl. nur Bohne, Der informale Rechtsstaat. 
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